
Wenn den, und ich komme zum Schluß, kommunalen Selbst­
verwaltungskörperschaften, dem Antrag der SPD-Fraktion fol­
gend, zusätzlich Geld für ihre Arbeit zur Verfügung gestellt wer­
den sollte, dann gibt man ihnen auch die Zeit zum Abwarten, und 
deshalb kann meine Fraktion diesem Antrag nicht zustimmen. 
Ich danke Ihnen.

(Beifall)

Stellvertreter der Präsidentin Dr. H ö p p n e r:

Danke schön. Es spricht für die Fraktion CDU/DA der Abge­
ordnete Becker.

Becker für die Fraktion CDU/DA:

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Über die kommu­
nale Selbstverwaltung ist in diesem Hause ja schon viel gespro­
chen worden - über den Staatsaufbau von unten nach oben. Und 
natürlich ist dafür Voraussetzung die Arbeit der Fraktionen als 
Basis der Legislative in den Kommunen. Ich glaube, das macht 
die Arbeit im Hohen Hause auch deutlich. Welche Rolle dabei das 
Geld spielt, wird im ganzen Lande ja bemerkt. Es ist knapp, und 
überall steht die Frage: Wofür soll das Geld ausgegeben werden? 
Dabei besteht im Moment noch der Widerspruch, daß die Situa­
tion geprägt ist, daß die Kommunen zu einem großen Teil abhän- 

ig von zentralen Zuführungen sind. Das schränkt ihre Eigen- 
—Verantwortung auf der einen Seite ein, auf der anderen kann ich 

mich nur den Worten von Herrn Kney anschließen, daß noch 
nicht alle eigenen Möglichkeiten ausgeschöpft sind, sozusagen 
das Geld in die eigenen Kassen zu bringen.

Verschweigen darf man natürlich auch nicht das Problem, daß 
zur Gewerbeansiedlung die Frage des Liegenschaftsdienstes 
einer starken Unterstützung aller Kräfte bedarf, daß vieles daran 
scheitert, daß die entsprechenden Liegenschaftsunterlagen 
nicht greifbar sind ober die Leistungsfähigkeit des Liegen­
schaftsdienstes nicht ausreichend ist. Wenn das Geld knapp ist, 
ertönt allseitig der Ruf, Geld zu erhalten. In diesem Zwiespalt 
gibt es natürlich für alle die Möglichkeit, Geld zu fordern, wo es 
gerade knapp ist.

Das hat die SPD genutzt und trifft damit natürlich den Nerv 
derer, die das Geld brauchen. Aber welcher Kreistag und welche 
Gemeindevertretung würden keinen Wert darauf legen, daß die 
Fraktionen ordnungsgemäß arbeiten und ihren Beitrag dazu lei­
sten, daß durch eigene Beschlüsse und eigene Arbeit Geld in die 
Kasse kommt?

Wir wollen uns dem Anliegen dieses Antrages nicht verschlie- 
'en und stimmen der Überweisung zu. Wir beantragen aller- 

Öings die Federführung des Haushaltsausschusses, weil nur er 
allein über das Geld verfügt, was ausgegeben werden kann und - 
der Mangel des Antrages ist schon genannt worden - es ist keine 
Geldquelle genannt, woher das Geld kommen soll.

(Beifall bei CDU/DA, DSU und F.D.P.)

Stellvertreter der Präsidentin Dr. H ö p p n e r:

Danke schön. Die Aussprache ist damit geschlossen. Wir kom­
men zur Abstimmung über die Überweisungsvorschläge.

Das Präsidium schlägt vor, den Antrag der Fraktion der SPD, 
Drucksache Nr. 219, zu überweisen federführend an den Aus­
schuß für Verfassung und Verwaltungsreform und zur Mitbera­
tung an den Haushaltsausschuß und den Finanzausschuß. Eben 
ist vorgeschlagen worden, daß der Haushaltsausschuß der feder­
führende sein soll, also werden wir es wieder so machen wie 
eben: Wir stimmen zunächst darüber ab, wer für die Überwei­
sung an die drei genannten Ausschüsse ist. Wer dafür ist, den bit­
te ich um das Handzeichen. - Danke schön. Wer ist dagegen? - 
Ich zähle 4 Gegenstimmen. Wer enthält sich der Stimme? - 
3 Stimmenthaltungen. Damit ist die Überweisung so beschlos­
sen.

Wer dafür ist, daß die Federführung beim Ausschuß für Ver­
fassung und Verwaltungsreform liegen soll, den bitte ich um das 
Handzeichen. - Wer ist dagegen? - Danke schön. Wer enthält 
sich der Stimme? - Mehrheitlich ist dieser Vorschlag abgelehnt.

Wer ist dafür, daß der Haushaltsausschuß die Federführung 
haben soll?, den bitte ich um das Handzeichen. - Wer ist dage­
gen? - Wer enthält sich der Stimme? - Damit ist es mehrheitlich 
federführend an den Haushaltsausschuß überwiesen.
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Antrag von mehr als 20 Abgeordneten, betreffend Entsen­
dung von Abgeordneten in den 11. Deutschen Bundestag 
(1. Lesung)
(Drucksache Nr. 220)

Ich bitte den Vertreter der 20 Abgeordneten, den Abgeordne­
ten Dr. Opitz, das Wort zur Begründung zu nehmen.

Dr. Opitz (F.D.P.):

Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und Herren! 
Dieses Problem ist ausgesprochen ärgerlich - die Überprüfung 
der Abgeordneten.

Als die Arbeit dieses Parlamentes begann, wurden wir telegra­
fisch nach Berlin beordert, um sofort unsere Zustimmung zur 
Überprüfung unserer Stasi-Akten zu geben. Das haben wir ge­
macht. Wir waren der festen Überzeugung, daß eben diese Über­
prüfung staffinden würde, und diese Überprüfung war in der da­
maligen Zeit - und sie wäre es sicherlich auch heute noch - von 
großer Bedeutung für unsere moralisch-politische Legitimation, 
hier zu handeln.

Dann, und ich glaube, das entspricht dem Sachverhalt, kam 
mir zu Ohren, daß im April ein Beschluß gefaßt worden sei, einen 
Prüfungsausschuß einzusetzen, weil die Überprüfung erst 
durch die Parteien selber erfolgt war. Am 22. Mai wäre eine Auf­
forderung an alle Parteivorsitzenden ergangen, die Protokolle 
der Selbstprüfung vorzulegen.

Bis zum 20.6. lagen nur vor die Protokolle von der SPD, DSU 
und DFD; es fehlten die CDU und die Liberalen; und dann hat am 
5.7. der Innenminister veranlaßt, die Prüfungstätigkeit auszu­
setzen, weil beim Ministerpräsidenten und beim Innenminister 
Rechtsbedenken vorliegen würden.

Das halte ich einfach für eine schlimme Sache, und ich halte 
auch für sehr schlimm und sehr belastend, daß bis heute den Ab­
geordneten die Einsicht in ihre Akten verwehrt wird. Diese Hal­
tung ist mir unverständlich, weil ich mir nicht vorstellen kann, 
daß z. B. meine Daten gegen mich geschützt werden müssen. Ei­
ne solche Haltung schützt die Täter und gefährdet die Opfer.

(Beifall)

Viele Bürger der DDR wurden durch den Staatssicherheits­
dienst Opfer einer abgefeimten Staatskriminalität. Und ich glau­
be, daß die Politik, die hier dahintersteht, hinter der Überprü­
fung unserer Akten, dieser Bedeutung einfach nicht gerecht 
wird.

Ich habe mit Betroffenheit zur Kenntnis genommen, („Spie­
gel“ Nr. 36 dieses Jahres) daß - wir haben es ja alle schon ver­
mutet, wir wußten nur keine Namen - hohe Offiziere der 
Staatssicherheit noch im Bereich des Innenministeriums arbei­
ten oder hohe ehemalige Funktionäre, z. B., um nur einen Na­
men zu nennen, ein Herr Dieter Winderlich, früher verantwort­
lich für den Bereich Strafvollzug. Also von Hinrichtung bis 
Einzelhaft ist er überall verantwortlich gewesen. Jetzt ist er 
verantwortlich für die Zusammenarbeit der Polizei mit den 
Ländern.

(Unruhe im Saal)

Das ist unmöglich!
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